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DIE ZEIT: Frau Aeppli, konnten Sie während 
der Sommerferien darüber nachdenken, warum 
die Schule ein permanenter Unruheherd ist?
Regine Aeppli: Die Schule ist ein stabiler Tanker, 
kein Unruheherd. Gewisse Medien aber haben 
die Volksschule als Thema entdeckt. Mit 135 000 
Volksschülern und 12 000 Lehrpersonen im 
Kanton Zürich gibt es täglich eine süffige Ge-
schichte über eine Auseinandersetzung auf dem 
Pausenplatz, einen unzufriedenen Lehrer oder 
eine frustrierte Mutter. Ich aber treffe engagierte 
Lehrpersonen und aufgeweckte Kinder. Wir müs-
sen der Schule Sorge tragen, denn sie ist praktisch 
die letzte Klammer unserer Gesellschaft.

ZEIT: Tatsache ist, dass viele Kinder, Lehrer und 
Eltern eine permanente Unruhe empfinden. Wie 
viel Schuld haben Sie an dieser Unruhe?
Aeppli: Das neue Volksschulgesetz im Kanton 
wurde in einer Volksabstimmung von über 70 
Prozent der Stimmberechtigten angenommen. 
Auch die Lehrerschaft sprach sich dafür aus. Ei-
nige Reformelemente haben einen Kulturwandel 
zur Folge, und das braucht seine Zeit. Ich habe 
vor einem Jahr eine Bestandsaufnahme über die 
Belastungen im Schulfeld in Auftrag gegeben. Im 
September werde ich mit den Vertretern von 
Schulen und Schulbehörden Ergebnisse und 
Maßnahmen vorstellen. Die Volksschule braucht 
jetzt eine Phase der Konsolidierung. 
ZEIT: Viele haben den Eindruck, die Schule 
funktioniere nicht mehr so gut, gerade wegen all 
der Reformen. Wäre es nicht Ihre Aufgabe gewe-
sen, die Schule vor Reformen zu schützen?
Aeppli: Die Gesellschaft hat sich stark verändert. 
Die traditionelle Familie mit dem Vater als Er-
nährer und der Mutter als Hausfrau existiert 
nicht mehr, die Ansprüche der Eltern sind ge-
wachsen. Die Schule verfügt nicht mehr über ein 
Wissensmonopol. Da kann sie nicht stehen blei-
ben. Aber Tanker sind nicht einfach von der 
Route abzubringen, und das hat seine Vor- und 
Nachteile. Bildungsdirektor Alfred Gilgen hat 
schon vor 35 Jahren versucht, die Oberstufe zu 
reformieren; er ist am Widerstand der Oberstu-
fenlehrer gescheitert. Mein Vorgänger Ernst Bu-
schor hat die Schulstrukturen an der Oberstufe 
dereguliert – mit dem Resultat, dass wir jetzt eine 
große Auswahl von Modellen haben, was die 
Vergleichbarkeit der Leistungen erschwert. Ich 
setze bei den Inhalten und Instrumenten statt bei 
den Strukturen an.
ZEIT: Sie haben die Grundstufe, die integrative 
Förderung, die zentrale Aufnahmeprüfung, In-
telligenztests eingeführt – um nur einige Refor-
men zu nennen. War das ein bisschen viel?
Aeppli: Die Grundstufe wurde als Versuch ein-
geführt. Die Schulen, die am Versuch beteiligt 
sind, und die Eltern der Grundstufenkinder 
möchten nicht mehr zurück zum traditionellen 
Kindergarten. Vor Kurzem wurde eine Volksini-
tiative eingereicht, die verlangt, dass die Grund-
stufe flächendeckend eingeführt wird. Was am 
Ende herauskommt, kann ich noch nicht sagen. 
Die integrative Förderung ist etwas sehr An-
spruchsvolles. Etwa die Hälfte unserer Schul-
gemeinden praktiziert sie schon seit über zehn 
Jahren. Es ist also nicht unmöglich, aber auch 
nicht immer das Richtige. Die Zentralisierung 
der Aufnahmeprüfung für die Gymnasien war 
eine Maßnahme, die in anderen Kantonen längst 
Praxis ist. Es ist weniger aufwendig, wenn nicht 
jede Schule Jahr für Jahr ihre eigenen Prüfungen 
macht. Mit dem allgemeinen Kognitionstest 
wollten wir das Potenzial der Kinder aus so-

genannten bildungsfernen Schichten erfassen. Er 
hat uns aber keine neuen Erkenntnisse geliefert. 
Deshalb machen wir ihn nicht mehr. 
ZEIT: Sollten Sie sich nicht aufs Wesentliche 
konzentrieren?
Aeppli: Was ist denn für Sie das Wesentliche?
ZEIT: Die Besten als Lehrer zu bekommen und 
ihre Löhne drastisch zu erhöhen. 
Aeppli: Löhne im öffentlichen Sektor müssen 
anders als in der Privatwirtschaft demokratisch 
ausgehandelt werden. Wie viel Geld man für die 
civil servants einsetzt, entscheidet die Politik, also 
das Parlament, das den Steuerfuß festlegt. Ich 
darf aber darauf hinweisen, dass der Regierungs-

rat vor Kurzem eine Lohnrevision für das Lehr-
personal beschlossen hat. Danach liegt der An-
fangslohn einer Lehrperson bei 90 000 Franken 
und nicht mehr bei 80 000.
ZEIT: Sie gehen mit mir aber grundsätzlich ei-
nig, dass ein Lehrer angesichts seiner gesellschaft-
lichen Verantwortung mehr verdienen müsste?
Aeppli: Die Lehrerlöhne in der Schweiz sind im 
Vergleich zu anderen Ländern attraktiv. Die Ein-
stufungskriterien sind die gleichen wie bei den 
übrigen Staatsangestellten. Die Höhe des Lohns 
ist ein Faktor für die Attraktivität eines Berufs, 
aber nicht der einzige. Viele wählen den Lehr-
beruf, weil er sinnstiftend ist. Andere sehen die 
mangelnden Aufstiegsmöglichkeiten als Hinder-
nis. Vielleicht leidet das Image des Berufs auch 
unter der Schnelllebigkeit der Zeit, wo ständig 
gewechselt und etwas Neues in Angriff genom-
men wird. Aber anders als einen Privatbetrieb 
kann man die Schule nicht schließen. Sie muss 
gut funktionieren. 
ZEIT: Vielleicht sollten Sie die Verlässlichkeit 
eines Lehrerdaseins in diesen unsicheren Zeiten 
mehr loben?
Aeppli: Das tue ich bei jeder Gelegenheit! Ich 
habe großen Respekt vor dem, was Lehrpersonen 
Tag für Tag leisten. Ich bin auch positiv über-
rascht, wie groß das Interesse für die geplanten 
Ausbildungsgänge für Quereinsteigende ist. In-
nert weniger Wochen haben sich 1600 Personen 
gemeldet, und die Nachfrage hält weiterhin an.
ZEIT: Ist das der richtige Weg? Sollte man nicht 
eher die Ansprüche höherschrauben?
Aeppli: Quereinsteiger bringen fachliche Kom-
petenzen und Berufserfahrung mit. Was ihnen 
fehlt, ist das pädagogisch-didaktische Rüstzeug. 
Das muss erworben werden. Es geht nicht um 
»Schnellbleichen«. 
ZEIT: Muss man nicht viel genauer schauen, 
wer sich von der Persönlichkeit her überhaupt 
für den Lehrerberuf eignet? Das ist doch das 
Schlimmste: Ein schlechter Lehrer macht alle 
unglücklich, nicht zuletzt sich selbst.
Aeppli: Guter Unterricht ist das A und O des 
Lernerfolgs. Und dafür eignet sich nicht jede und 
jeder. Die Pädagogische Hochschule führt mit al-
len Studierenden einen Eignungstest durch. Ich 
möchte, dass auch Vertreter anderer Berufsgattun-
gen daran beteiligt sind. Zuweilen habe ich den 
Eindruck, die Pädagogen könnten noch stärker 
von den Erfahrungen aus anderen Berufsbereichen 
profitieren. Wir leben alle in derselben Welt. 
ZEIT: Sie haben zwei erwachsene Kinder. Hat-
ten Sie nie das Gefühl, die mussten in der Schule 
viel zu viel lernen?
Aeppli: Nein. Ich ärgerte mich eher darüber, 
wenn Unterrichtsstunden oder gar ganze Schul-
tage ausfielen. Ich würde es sicher erfahren, wenn 
die Schüler unter Überlastung leiden. Ich bin ja 
mit allen Akteuren im ständigen Gespräch. Da 

herrscht grundsätzlich gutes Einvernehmen. Un-
ruhe kommt erst auf, wenn Sparrunden drohen.
ZEIT: Wie jetzt. Bis 2013 sollen Sie laut Regie-
rungsbeschluss in Ihrem Departement 330 Mil-
lionen Franken sparen.
Aeppli: Warten Sie mal ab. Ganz so schlimm 
wird es wohl nicht werden. Die Finanzkrise ist 
zum Glück ohne große Spuren am Staatshaushalt 
vorbeigegangen. 
ZEIT: Empfinden Sie sich manchmal als hilflos?
Aeppli: Nein, die Finanzpolitik, die im Kanton 
Zürich und anderswo betrieben wird, macht 
mich eher wütend. Permanent schielt man auf 
Steuersenkungen. Dabei wissen wir, dass unser 
Kanton und unser Land wegen der guten Leis-
tungen attraktiv sind. Für den Kanton Zürich ist 
der Steuerwettbewerb besonders verhängnisvoll, 
denn er hat hohe zentralörtliche Lasten zu tra-
gen. Wir können nicht mit dem Kanton Thur-
gau oder dem steuergünstigen Kanton Schwyz 
konkurrieren. Aber aus Angst vor Abwanderung 
wird die nächste Steuersenkung in die Wege ge-
leitet. Mit der Folge, dass die nächste Sparrunde 
folgt. Wir betreiben so Raubbau an dem, was 
unsere Qualität und Attraktivität ausmacht.
ZEIT: Das nennt man Föderalismus.
Aeppli: Stimmt, aber ein so kleines Land mit 26 
Kantonen und 2600 Gemeinden müsste sich 
schon überlegen, ob diese Feingliedrigkeit noch 
Zukunft hat. Viele Aufgaben ließen sich in einer 
zeitgemäßeren Struktur besser und günstiger er-
füllen. Ich bin überzeugte Föderalistin, aber der 
Föderalismus brauchte dringend ein Lifting. 
ZEIT: Zurück zu Ihrem Feld. Heute hat ein Pri-
marschüler bis zu neun Lehrpersonen. Ist das 
gut, wenn man weiß, dass ein Kind für eine gute 
Entwicklung Konstanz und Ruhe braucht?
Aeppli: Mit der neuen Ausbildung an der Päda-
gogischen Hochschule wurden die Mindest-
pensen der Lehrpersonen aufgehoben, weil keine 
Generalisten mehr ausgebildet werden. Das hat 
sich als Fehler erwiesen. Es hat dazu geführt, dass 
heute jede dritte Lehrperson ein Pensum unter 
30 Prozent hat. Teilzeitarbeit in Ehren, aber diese 
Zersplitterung ist nicht gut für die Schule. 
ZEIT: Das ist doch ein Grund für die Feminisie-
rung des Berufs. Nirgendwo kann man schöner 
Teilzeit arbeiten. Wer aber zu zehn Prozent ar-
beitet, ist nicht so bei der Sache wie ein Lehrer, 
der jeden Tag an der Schule ist.
Aeppli: Richtig. Kein Privatbetrieb würde das 
zulassen. Im Parlament ist ein Vorstoß hängig, 
der verlangt, Mindestpensen festzuschreiben. Ich 
bin froh darum. Die vielen kleinen Pensen füh-
ren zu Unruhe und generieren einen enormen 
Absprache- und Koordinationsbedarf. Das ist 
nicht gut für die Kinder und die Lehrpersonen. 
Ich finde, es sollte auch Müttern mit Kindern 
möglich sein, zwei oder drei Tage pro Woche zu 
arbeiten. Ich setze mich deshalb auch für mehr 
außerfamiliäre Betreuungsplätze ein. 
ZEIT: Verschärfte das nicht den Lehrermangel?
Aeppli: Würden die vielen Kleinstpensen nur 
schon auf 50 Prozent aufgestockt, hätten wir 
keine Probleme mit der Stellenbesetzung. Und 
als es noch Mindestpensen gab, funktionierte es 
ja auch. Ich bin deshalb nicht so pessimistisch.
ZEIT: Der individualisierte Unterricht ist eines 
der großen Credos unserer Zeit. Jeder soll nach 
seinen Fähigkeiten gefördert werden. Das führt 
aber auch zu einer großen Unruhe im Klassen-
zimmer, weil manchmal bis zu drei Lehrpersonen 
gleichzeitig anwesend sind.
Aeppli: Die Forderung nach Individualisierung 
folgt einer gesamtgesellschaftlichen Optik. Was 
nach Verband oder gar Kollektiv tönt, ist heute 
grundsätzlich suspekt. Schule ist aber auch dazu 
da, soziales Verhalten zu lernen. Gerade für all 
die Wunschkinder, deren Einzigartigkeit von den 
Eltern Tag für Tag gepflegt wird, ist es wichtig, 
manchmal ins Glied zurücktreten zu müssen. 
Unsere Gesellschaft leidet an Überindividualisie-
rung. Die Schule kann da etwas Gegensteuer ge-
ben. Die Konstanz der Beziehungen ist sowohl 
für den individuellen Lernerfolg als auch für den 
Klassenverband zentral.
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»Kein Privatbetrieb 
würde das zulassen«

»Warum dort?«, fragen New Yorker und meinen 
das geplante islamische Zentrum am Rande von 
Ground Zero. »Warum so hoch?«, echauffierten 
sich die Schweizer im Anti-Minarett-Entscheid. 
»Warum so riesig?«, murrten die Münchner und 
stoppten die Groß-Moschee in Sendling. »Nicht 
hier«, hieß es in Hamburg, wo die Polizei die Mo-
schee als »Brutstätte des Fanatismus« versiegelte, in 
der Mohammed Atta und Mitverschwörer die 
Mordflüge ausgeheckt hatten.

Das Cordoba-Zentrum von Manhattan, 15 
Stock hoch, ist inzwischen ins Weiße Haus ge-
rückt; erst hat Obama es bejaht, jetzt schwächt er 
ab. Der Streit hat die klassischen Reflexe ausgelöst. 
Links ist dafür, Rechts dagegen. Wer gegen »Cor-
doba« opponiert, sei intolerant, hysterisch, ein ver-
kappter Rassist. Wer das Zentrum bejaht, ehre die 
Mörder von 9/11; die Saudis sollten gefälligst Kir-
chen und Synagogen daheim zulassen.

Sortieren wir vorweg die törichten Argumente 
aus. Religions- und damit Baufreiheit sind kein 
Gnadenerweis, sondern ein Heiligtum westlichen 
Selbstverständnisses – in Amerika seit dem 17., in 
Europa seit dem 19. Jahrhundert, erst recht seit 
Stalins und Hitlers totalitären Ersatzreligionen. 
»Wie du mir, so ich dir«, also Reziprozität, gilt im 
Vertrags- und Völkerrecht, nicht bei Glaubensfra-
gen. Mit Moschee-Bauten tun wir den Saudis kei-
nen Gefallen; wir ehren unsere beste Tradition.

Causa finita? Jetzt wird’s kompliziert. Nirgend-
wo geht es im Moscheen-Krieg um das »Ob«, son-
dern nur um das »Wo« und »Wie«. Das sind keine 
Gottes-, sondern Gesetzes- und Verhandlungsfra-
gen. Niemand darf bauen, wo und was er will. Es 
gelten Traufhöhe und Ensembleschutz, Immis-
sions- und Parkraumregeln. Ein Eros-Center ne-
ben der Schule ist genauso unwillkommen wie die 
Spielhölle im Reihenhaus.

Obama will nun nicht mehr beurteilen, »ob die 
Entscheidung weise« war. Doch »weise« ist das 
Schlüsselwort. Denn im Minenfeld des Multikul-
turalismus geht es immer um Empfindlichkeit und 
Empfindsamkeit. Und zum gedeihlichen Zusam-
menleben gehören immer zwei.

Ein altes Sprichwort rät, »im Hause des Ge-
henkten nicht vom Strick zu reden«. Man muss 
nicht gleich die Keule eines deutschen Kulturzen-
trums in Treblinka schwingen, wie es Charles 
Krauthammer von der Washington Post getan hat. 

Aber der Vatikan hat den Karmeliterinnen den 
Konvent und das Riesenkreuz am Rande von 
Auschwitz untersagt. Ein serbischer Kirchenneu-
bau in Srebrenica wäre nicht unbedingt ein Sym-
bol der Versöhnung. Erinnern wir uns an die 
 erfolgreichen Proteste gegen die Vertriebenenfunk-
tionärin Erika Steinbach im Beirat der Stiftung 
Flucht, Vertreibung, Versöhnung.

Orthodoxie ist nicht gleich Massenmord, und 
Islam nicht gleich 9/11. Aber in Srebrenica wie in 
New York hat eine pervertierte Minderheit im 
Namen ihres Gottes gemordet und Stacheln in der 
Erinnerung hinterlassen. Sippenhaft wäre genauso 
pervertiert, nicht aber der Appell an Weisheit und 
Empfindsamkeit. Das Recht auf den Bau von 
Gotteshäusern ist unantastbar, aber wo und wie, 
das mögen Weisheit und Rücksicht bestimmen. Es 
ist nicht immer richtig, was rechtens ist.

Moscheen-Kriege
JOSEF JOFFE: Das Recht auf Gotteshäuser ist so 
heilig wie die Pflicht zur Rücksichtnahme

ZEITGEIST  

Josef  Joffe ist 
Herausgeber der ZEITFo
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Wie bekommen wir 
die Lehrer, 

die wir brauchen? 
Ein Gespräch mit der 

Zürcher Bildungsdirektorin 
Regine Aeppli

»Wir sind überindividualisiert«, sagt die
Sozialdemokratin und Juristin Regine Aeppli
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UND WAS IST
IHNEN LIEB
UND TEUER?

Gut, dass es Versicherungen gibt.

Gut, dass man schützen kann,
was einem wichtig ist.
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